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56 % unterstützen eine Obergrenze für 

die Anzahl von Flüchtlingen in Deutschland 

  74 % sind der Meinung, Deutschland solle sich innerhalb 

der EU für einen Abbruch der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei einsetzen

88 %  wünschen sich, dass in der Verteidigungspolitik 

in Zukunft die Partnerschaft mit den europäischen Staaten Vorrang vor der 

Partnerschaft mit den USA hat

54 %  lehnen Emmanuel Macrons Vorschlag 

für einen EU-Finanzminister ab 

51 %  sind der Auffassung, die Verteidigungsausgaben 
sollten nicht erhöht oder gesenkt werden, sondern auf dem 
jetzigen Niveau bleiben
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Einmischen oder zurückhalten? 				  
Sicht der Deutschen auf die Außenpolitik

Datenbasis:  

1.005 wahlberechtigte Personen ab 18 Jahren in Deutschland im Zeitraum 

zwischen dem 4. und dem 18. Oktober 2017

Stichprobe / Erhebungsverfahren: Telefoninterviews (CATI), Repräsen

tative Zufallsauswahl / Dual-Frame-Ansatz (Festnetz- und Mobilfunkstich

probe, 35 Prozent Mobilfunkanteil).

Migrationspolitik, Spannungen mit Russland und der Tür-

kei, Kriege im Nahen und Mittleren Osten oder das neu zu 

justierende Verhältnis zu den USA – viele der aktuellen 

außenpolitischen Herausforderungen bleiben auch 2018 

relevant und eine neue Regierungskoalition muss sich die-

ser annehmen. Was erwartet die deutsche Bevölkerung von 

einer neuen Bundesregierung? Welches sind die drän-

gendsten Themen? Im Oktober 2017 hat die Körber-Stiftung 

erneut eine repräsentative Umfrage durchführen lassen, 

um die außenpolitischen Einstellungen der Deutschen zu 

erfassen. Im Rahmen einer Kooperation der Körber-Stiftung 

hat das Pew Research Center in Washington, DC, außer-

dem einige Fragen zum transatlantischen Verhältnis in den 

USA gestellt.

Die zentralen Ergebnisse:

› 	 Einmischen oder zurückhalten? Obwohl die Bereit-

schaft für stärkeres deutsches Engagement bei inter

nationalen Krisen seit 2014 leicht gestiegen ist, befür-

worten die Deutschen tendenziell außenpolitische 

Zurückhaltung (53 Prozent). Diese Werte ähneln denen 

der vergangenen zwei Jahre.   

› 	 Das deutsch-amerikanische Verhältnis wandelt sich: Im 

Vergleich zum Vorjahr nennen weniger Deutsche die 

USA als wichtigsten oder zweitwichtigsten Partner 

Deutschlands. Etwas mehr als die Hälfte beurteilen die 

deutsch-amerikanischen Beziehungen als eher oder 

sehr schlecht. Eine große Mehrheit wünscht sich, dass 

im Bereich Verteidigungspolitik in Zukunft die Partner-

schaft mit den europäischen Staaten Vorrang vor der 

Partnerschaft mit den USA hat. Über zwei Drittel der 

Amerikaner bezeichnen die Beziehungen zwischen 

Deutschland und den USA als eher gut oder sehr gut, 

doch nur wenige nennen Deutschland als wichtigsten 

oder zweitwichtigsten Partner ihres Landes.  

› 	 Frankreich bleibt wichtigster Partner: Zwar lehnt etwas 

über die Hälfte der Deutschen Emmanuel Macrons Vor-

schläge zur vertieften Zusammenarbeit in der Wirt-

schafts- und Finanzpolitik ab. Über 60 Prozent nennen 

Frankreich jedoch als wichtigsten oder zweitwichtigs-

ten Partner Deutschlands. 

› 	 Migration bleibt eine der größten Herausforderungen: 

Über die Hälfte befürworten eine Obergrenze für 

Flüchtlinge in Deutschland. Afrika wird am häufigsten 

als Region genannt, auf die sich deutsches internati

onales Engagement fokussieren sollte. Obwohl Men-

schenrechtsschutz als sehr wichtig erachtet wird, be-

fürwortet die Mehrheit, dass die EU zur Verringerung 

von Migration auch diejenigen afrikanischen Staaten 

beim Grenzschutz unterstützt, die für Menschenrechts-

verletzungen bekannt sind. Drei Viertel befürworten, 

dass Deutschland gegenüber der Türkei eine harte Po-

sition einnimmt, auch wenn dies das Flüchtlingsab-

kommen gefährdet.  
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Internationale Verantwortung			 

Mehr Sicherheit, aber nicht 			 
mehr Engagement

Die Wahl von US-Präsident Donald Trump und 

die andauernden Konflikte in Europas Nachbar-

schaft haben die Diskussion um Deutschlands 

internationale Verantwortung auch 2017 nicht 

abebben lassen. Während international vielfach 

erwartet wird, dass Deutschland sein außenpo

litisches Potenzial stärker nutzt, blicken die Deut

schen weiterhin skeptisch auf ihre vermeintlich 

neue Rolle in der Welt: 52 Prozent sind für Zu-

rückhaltung in internationalen Krisen, 43 Pro-

zent befürworten stärkeres Engagement. Umfra-

gen der vergangenen Jahre ergaben ähnliche 

Werte. Unter AfD-Wählern befürworten 78 Pro-

zent Zurückhaltung. Bei anderen Parteien ist die 

Zustimmung bei FDP-Wählern am niedrigsten 

(42 Prozent) und bei CDU / CSU- und B’90 / DIE 

GRÜNEN-Wählern am höchsten (48 Prozent).  

Im Vergleich zum Vorjahr werden die Bezieh

ungen zu den USA nicht mehr als größte Her-

ausforderung für deutsche Außenpolitik wahr-

genommen (im November 2016 waren es 30 

Prozent). Das Thema Flüchtlinge bleibt nach 

wie vor wichtig. Erstmals seit Beginn der Erhe-

bung durch die Körber-Stiftung wird Nordkorea 

als Herausforderung für deutsche Außenpolitik 

genannt.

Danach gefragt, welchen Zielen Deutsch-

lands internationales Engagement dienen soll, 

nennen 71 Prozent die Gewährleistung der 

Sicherheit Deutschlands und seiner Verbünde-

ten sowie Terrorismusbekämpfung als sehr 

wichtige Aufgabe. Es folgen Umwelt- und Klima-

schutz (67 Prozent) sowie der Schutz der Men-

schenrechte (64 Prozent).

2017: Weiß nicht 3 %, keine Angabe 2 % | 2016: Weiß nicht / keine Angabe 6 %

Sollte sich Deutschland bei internationalen 
Krisen stärker engagieren? 

Deutschland sollte 
sich mehr engagieren 

Deutschland sollte sich 
weiterhin eher zurückhalten 43 %

41 %
52 %
53 %

2017

2016
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Syrien

Was sind die größten Herausforderungen 
für die deutsche Außenpolitik?

Beziehung zu den USA und Trump

Flüchtlinge

Beziehung zur Türkei und Erdogan

Beziehung zu Russland und Putin

Nordkorea(-Konflikt)

Zusammenhalt Europas /der EU

19 %
26 %

17 %

8 %

10 %

6 %

5 %

Schutz der wirtschaftlichen Interes-
sen Deutschlands im Ausland

Unterstützung anderer Staaten bei der 
Einführung demokratischer Regierungsformen

Kontrolle und Eindämmung illegaler 	
Einwanderung nach Deutschland

Weltweiter Schutz der Menschenrechte

Gewährleistung der Sicherheit Deutschlands und seiner 
Verbündeten sowie Terrorismusbekämpfung

Verbesserung der Lebensverhältnisse 
in Entwicklungsländern 

Schutz von Umwelt und Klima

41 %

24 %

54 %

64 %

71 %
49 %

67 %

In welchen Bereichen ist internationales Engagement besonders wichtig?

Wähler aller Parteien nennen das Thema Sicherheit mit großer Mehrheit als besonders wichtig, bis auf 
Anhänger von B’90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE. Im Vergleich zu anderen Parteien empfinden am wenigsten 

AfD-Wähler den Schutz von Menschenrechten, die Verbesserung der Lebensverhältnisse in Entwicklungs
ländern sowie die Unterstützung beim Aufbau demokratischer Regierungsformen als sehr wichtig. 

Die Unterstützung anderer Staaten bei der Ein-

führung demokratischer Regierungsformen se-

hen mit Abstand am wenigsten Deutsche als sehr 

wichtige Aufgabe internationalen Engagements 

(24 Prozent). 

Den geografischen Handlungsrahmen deut-

scher Außenpolitik sehen die Deutschen klar in 

Europas Nachbarschaft. 38 Prozent sind der Auf-

fassung, Deutschland solle sich in Zukunft am 

stärksten in Afrika engagieren, gefolgt von Russ-

land und Osteuropa (23 Prozent) und dem Nahen 

und Mittleren Osten (17 Prozent). Nur sieben Pro-

zent der Befragten erwähnen Asien. AfD-Wähler 

halten im Gegensatz zu anderen Wählerschaften 

Russland und Osteuropa klar für die wichtigste 

Region deutschen Engagements (42 Prozent). 
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Flüchtlinge wurden bereits 2016 als zentrale 

Herausforderung für deutsche Außenpolitik ge

nannt. 56 Prozent befürworten eine Obergrenze 

für die Anzahl von Flüchtlingen in Deutschland, 

wobei die Meinung je nach Parteianhängerschaft 

stark variiert. Wähler von B’90 / DIE GRÜNEN 

und DIE LINKE lehnen die Obergrenze mit gro-

ßer Mehrheit ab (79 Prozent und 73 Prozent). Die 

SPD-Wähler sind gespalten, 50 Prozent sind für 

die Obergrenze und 50 Prozent dagegen. 

Implikationen für die Politik sind uneindeu-

tig, denn die Aussagen der Befragten sind nicht 

frei von Widersprüchen: Obwohl 64 Prozent 

Menschenrechtsschutz für eine sehr wichtige 

Herausforderung Migration 			 

Mehrheit für Obergrenze   

Aufgabe deutscher Außenpolitik halten, befür-

worten 59 Prozent, dass die EU zur Verringerung 

von Migration auch diejenigen afrikanischen 

Staaten beim Grenzschutz unterstützt, die für 

Menschenrechtsverletzungen bekannt sind. Vom 

Bundeswehreinsatz in Mali, der laut Bundesver

teidigungsministerium auch der Bekämpfung 

von Fluchtursachen dient, geben 69 Prozent an, 

die Gründe für den Einsatz nicht zu kennen. 

Schließlich würden 75 Prozent befürworten, dass 

Deutschland gegenüber der Türkei eine harte 

Position einnimmt, auch wenn dies das Flücht-

lingsabkommen gefährdet.

Im Umgang mit der Türkei zeigt sich ein klarer Konsens 
für eine harte Haltung, unabhängig von Bevölkerungs-

gruppen und Parteianhängerschaft. 

Das Flüchtlingsabkommen und Spannungen mit der Türkei: 
Wie sollte sich Deutschland verhalten? 

Weiß nicht 5 %, keine Angabe 1 %

75 %
Der Türkei gegenüber eine harte Position einnehmen, auch wenn dies das Abkommen gefährdet

19 %

Der Türkei entgegen
kommen, um das 

Abkommen nicht zu 
gefährden 

Weiß nicht 2 %, keine Angabe 1 %

Befürworte Obergrenze

Lehne Obergrenze ab

56 %

41 %

Befürworten Sie eine Obergrenze für die Anzahl 
von Flüchtlingen in Deutschland? 
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63 Prozent der Befragten nennen Frankreich als 

wichtigsten oder zweitwichtigsten Partner, ge-

folgt von den USA (43 Prozent). Im Jahr 2016 

lagen Frankreich und die USA noch gleichauf 

(jeweils 60 Prozent). In Bezug auf die weiteren 

Länder zeigen sich im Vergleich zum Vorjahr 

kaum Veränderungen. Eine Umfrage der Körber-

Stiftung vom September 2017 ergab außerdem, 

dass sich 90 Prozent der Deutschen in Zukunft 

mehr Zusammenarbeit mit Frankreich wün-

schen, in Hinblick auf die USA gaben dies 56 

Prozent an.*

Bei Emmanuel Macrons Reformvorhaben hört 

der Frankreich-Enthusiasmus auf: 54 Prozent der 

Befragten lehnen seinen Vorschlag ab, dass die 

Euroländer in der Finanz- und Wirtschaftspolitik 

Kompetenzen abgeben und einen gemeinsamen 

Finanzminister schaffen. Außerdem gibt es kei-

ne Mehrheit für ein starkes deutsch-französi-

sches Tandem als Motor der EU. Danach gefragt, 

Frankreich wichtigster Partner  

Skepsis gegenüber Macrons Vorschlägen   

Welches Land ist Deutschlands wichtigster Partner? 

11 % 7 % 6 % 3 % 2 % 2 %

Frankreich 	 USA 	 Russland 	 China  	Großbritannien	 Italien	 Polen	 Türkei

63 %
43 %

2016 lagen Frankreich und die USA als wichtigster bzw. zweitwichtigster Partner 
Deutschlands gleichauf, 2017 hat Frankreich überholt. 

Anderes außereuropäisches Land 10 %, weiß nicht 31 %, keine Angabe 21 %

Weiß nicht 6 %, keine Angabe 1 %
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39
 %

Befürworten Sie den Vorschlag von Präsident Macron, dass die 
Euroländer in der Finanz- und Wirtschaftspolitik Kompetenzen 

abgeben und einen gemeinsamen Finanzminister schaffen?

welche Partnerschaften für die Weiterentwick-

lung der EU von besonderer Bedeutung seien, 

gaben nur zwölf Prozent die deutsch-französi-

sche Zusammenarbeit an. Die meisten Befragten 

nannten die Gesamtheit der europäischen Mit-

gliedstaaten (40 Prozent), gefolgt von den Grün-

dungsstaaten (39 Prozent).  

* Vergleiche Umfrage »Russland in Europa: Kalter Krieg 

in den Köpfen?«, verfügbar unter www.koerber-stiftung.de 
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Die transatlantischen Beziehungen sind im Wan-

del begriffen und werden dies- und jenseits des 

Atlantiks unterschiedlich wahrgenommen. Dies 

ergab eine Kooperationsumfrage mit dem Pew 

Research Center, in deren Rahmen ausgewählte 

Fragen der vorliegenden Umfrage ebenfalls in 

den USA gestellt wurden. 

Im Vergleich zu 60 Prozent im Vorjahr nen-

nen nur noch 43 Prozent der Deutschen die USA 

als wichtigsten oder zweitwichtigsten Partner 

Deutschlands. In den USA nennen nur zwölf Pro-

zent Deutschland als wichtigsten Partner. Den 

Zustand des deutsch-amerikanischen Verhältnis-

ses sehen die Deutschen pessimistischer als die 

Amerikaner. 56 Prozent beurteilen die Bezie-

hung als eher oder sehr schlecht, in den USA 

sehen dies nur 22 Prozent so. 68 Prozent der 

Transatlantische Beziehungen 			 

Deutsche pessimistischer 					   
als Amerikaner

Amerikaner halten die Beziehungen für eher gut 

oder sehr gut, in Deutschland sind es 42 Prozent. 

In beiden Ländern werden die Wirtschafts- und 

Handelsbeziehungen als wichtige Basis der bi

lateralen Beziehungen gesehen (45 Prozent in 

Deutschland, 33 Prozent in den USA). Meinungs-

unterschiede bestehen dennoch: Nur 21 Prozent 

der Amerikaner halten gemeinsame Wertvorstel-

lungen und Demokratie für die wichtigste Basis, 

gegenüber 35 Prozent der Deutschen. Umgekehrt 

halten nur 16 Prozent der Deutschen die Zusam-

menarbeit im Bereich Sicherheit und Verteidi-

gung für die wichtigste Basis, im Vergleich zu 34 

Prozent der Amerikaner. Zudem wünschen sich 

88 Prozent der Deutschen, dass im Bereich Ver-

teidigungspolitik in Zukunft die Partnerschaft 

mit den europäischen Staaten Vorrang vor der 

13 %

Sollte Deutschland die Verteidigungsausgaben erhöhen?

Weiß nicht 3 %, keine Angabe 1 %

Die Zustimmung für eine Steigerung der Ausgaben ist unter AfD- 
und FDP-Wählern am höchsten. 

Erhöhen

Senken

Auf dem derzeitigen Niveau halten

32 %

51 %
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Partnerschaft mit den USA hat. Unter AfD- und 

FDP-Wählern wird die Partnerschaft mit den 

USA im Vergleich noch am wichtigsten bewertet 

(21 Prozent und 13 Prozent). Auf die Kernforde-

rung dieser und vergangener US-Regierungen, 

Deutschland und andere europäische Verbündete 

sollten ihre Verteidigungsausgaben erhöhen, re-

agieren die Deutschen ebenfalls verhalten: Laut 

51 Prozent der Deutschen soll das derzeitige Ni-

veau der Ausgaben beibehalten werden, 32 Pro-

zent befürworten eine Erhöhung. Die Zustim-

mung für eine Steigerung der Ausgaben ist unter 

AfD-Wählern mit 48 Prozent am höchsten, bei 

den anderen Parteien liegt dieser Wert zwischen 

17 Prozent (DIE LINKE) und 40 Prozent (FDP). 

Doch auch die Amerikaner sind in Bezug auf 

diese Frage nicht eindeutig: Zwar wünschen sich 

45 Prozent eine Steigerung der Verteidigungsaus-

gaben seitens der Alliierten, doch 37 Prozent 

sehen keinen Änderungsbedarf. 

Schließlich halten die Deutschen enge Bezie-

hungen zu den USA zwar tendenziell für wichti-

ger als enge Beziehungen zu Russland, die Werte 

liegen jedoch nicht weit auseinander (42 Prozent 

gegenüber 32 Prozent). Befragte in Ostdeutsch-

land sowie Wähler von AfD und DIE LINKE hal-

ten enge Beziehungen zu Russland für wichtiger 

als enge Beziehungen zu den USA.

9 % 88 %

Weiß nicht 2 %, keine Angabe 1 %

Welche verteidigungspolitische Partnerschaft sollte in Zukunft 
für Deutschland Vorrang haben?

Die Partnerschaft mit 
den USA 

Die Partnerschaft mit den
europäischen Staaten

Weiß nicht 2 %

4 %

sehr schlecht

9 %

sehr gut

eher gut

59 %eher schlecht 

18 %

Wie würden Sie die momentanen Beziehungen zwischen Deutschland und den USA bewerten? 

1 %

sehr gut

4 %

sehr schlecht

eher gut

41 %eher schlecht 

52 %

USA

Deutschland

Weiß nicht 10 %

Ergebnisse aus den USA
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Nach wie vor sehen die Deutschen die EU auf-

grund von Herausforderungen wie Terroranschlä

gen, Flüchtlingsbewegungen und den Auswir-

kungen der Finanzkrise mehrheitlich nicht auf 

dem richtigen Weg (59 Prozent, im Vergleich zu 

62 Prozent im Vorjahr). Auf die möglichen Aus-

wirkungen des Brexit reagieren die Deutschen 

jedoch eher gelassen: Zwar sind 39 Prozent der 

Ansicht, der Brexit werde der EU eher schaden 

als nutzen, doch fast die gleiche Anzahl der Be-

fragten gibt an, der Brexit werde keine großen 

Auswirkungen auf die EU haben (37 Prozent). 

Zur eigenen Rolle in der EU geben 51 Prozent an, 

dass Deutschland im richtigen Maße Kompro-

misse eingehe und seine Interessen vertrete. 31 

Prozent wünschen sich ein dominanteres Auftre-

ten zu Gunsten der eigenen Interessen. Laut 

einer Umfrage der Körber-Stiftung aus dem Vor-

jahr stimmten 59 Prozent der Deutschen eher 

oder voll und ganz der Aussage zu, dass Deutsch-

land seine Führungsposition innerhalb der EU 

ausbauen sollte.* 

Zukunft der EU 									       

Kein Beitritt der Türkei, Brexit Nebensache  

Sollte sich Deutschland innerhalb der EU 
für einen Abbruch der Beitrittsverhandlungen 

mit der Türkei einsetzen?

Ja 74 %Nein
21 %

Die große Mehrheit für einen Abbruch der Beitritts
verhandlungen mit der Türkei besteht unabhängig von 

Bevölkerungsgruppen und Parteianhängerschaft. 

Weiß nicht 4 %, keine Angabe 1 %

Ist die EU auf dem richtigen Weg? 

36 %Ja

Nein59 %
Weiß nicht 5 %

Wie wird sich der Brexit auf die EU auswirken? Wird er …

Weiß nicht 5 %

8 %

der EU eher schaden

der EU sehr schaden

keinen großen Einfluss haben 

der EU sehr nutzen

1 %

der EU eher nutzen

10 %

39 %

37 %

Entschieden sind die Befragten beim Thema EU-Erweite-

rung: 66 Prozent lehnen eine Erweiterung der EU um die 

Staaten des Westbalkans ab. 74 Prozent sind der Ansicht, 

Deutschland solle sich innerhalb der EU für einen Abbruch 

der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei einsetzen, und 

dieser Konsens besteht unabhängig von Bevölkerungsgrup-

pen und Parteianhängerschaft.  

* Umfrage »Zweifel oder Zuversicht. Die Deutschen und 	

Europa«, verfügbar unter www.koerber-stiftung.de 
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64 Seiten mit zahlreichen Abbildungen 

in englischer Sprache

Seit Mai 2014 veröffentlicht die Körber-Stiftung 

regelmäßig repräsentative Umfragen über die 

Einstellung der Deutschen zur Außenpolitik. In 

THE BERLIN PULSE, der neuen außenpoliti-

schen Publikation der Körber-Stiftung, werden 

die Umfrageergebnisse durch internationale 

Perspektiven auf deutsche Außenpolitik ergänzt 

und reflektiert. 

THE BERLIN PULSE

Zu den Autoren der ersten Ausgabe 
zählen u. a. NATO-Generalsekretär 

Jens Stoltenberg 

und die ehemalige US-Außenministerin 

Condoleezza Rice.

Deutsche Außenpolitik zwischen nationalen 
und internationalen Erwartungen

Alle Meinungsbeiträge, detaillierten Ergebnisse und 

vorherigen Umfragen sind abrufbar unter: 

www.theberlinpulse.org 

believe defense spending should not 
increase or decrease, but stay at 

current levels

reject Emmanuel Macron’s proposal 
for an EU Finance Minister

support a quantitative limit on the 
number of refugees in Germany

 think Germany should advocate breaking 
off EU accession talks with Turkey

think the defense partnership with 
European states should have priority over 

partnership with the US in the future

rate the current relationship 
between the US and Germany as 

somewhat or very bad

consider France Germany’s most or 
second most important partner

believe the EU is not on the 
right track

 51 %

54 % 56 %

 74 %

88 % 56 %

63 %59 %

Involvement or Restraint?
 A representative survey on German attitudes to foreign policy

commissioned by Körber-Stiftung

2017

German ForeiGn Policy 
in PersPective

With contributions by condoleezza rice, 
Jens stoltenberg, timothy Garton ash and others
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 T
he perennial questions around Germany 

are perhaps best left unanswered, because 

there can be little consensus. The embrace 

of Nazism marks Germany as a special 

case, and those crimes must never be forgotten. But 

using a terrible past as a pretext not to act respon­

sibly in the present has begun to wear on Germany’s 

allies, who see an essentially pacifist, reluctant 

hegemon at the heart of Europe that too often still 

thinks of itself as a kind of Switzerland – obsessed 

with money, sanctimonious about its neighbors, 

neutered by history.

What seems clearer with time is that Germans 

themselves are asking these same questions 

about their role in the world. And if their answers, 

as reflected in the latest opinion survey commis­

sioned by Körber Foundation in October 2017, are 

not always comforting in this period of flux, they 

are fundamentally rational and democratic.

Above all, they illustrate hesitation to embrace 

their country’s assigned new international role. 

More than half of Germans still counsel restraint, 

while only about 40 percent think Germany should 

take more responsibility in international affairs. 

This is consistent with similar results in November 

of last year, after the election of Mr. Trump.

With worries over migration, terrorism and 

eurozone  debt, skepticism about whether the 

European Union is “on the right path” remains 

strong, and nearly 60 percent believe that the bloc 

in which Germany has placed its future is head ­

  ing in the wrong direction. Despite the new impetus 

supposedly given to the “Franco­German couple” by 

the election of Emmanuel Macron, only 12 percent 

of Germans regard that partnership as most im   ­

 por tant to the existence and further development 

of the European Union, evidence of lasting doubts 

about whether the French conception of the bloc fits 

the German one. For example, 54 percent of Ger­

mans oppose Mr. Macron’s idea of a eurozone 

finance minister, even though Chancellor Angela 

Merkel has viewed the idea positively. Only 39 

percent of Germans share her view, perhaps be­

lieving that a French minister would want to spend 

German money elsewhere, rather than imposing 

budget discipline on others. And that despite the 

clear desire of German leaders to rediscover a 

reliable French partner to share responsibility – 

and blame – for European leadership, especially 

with Britain leaving. 

STeven erlanger
Chief diplomatic 

Correspondent in Europe, 
the New York times

Between Ambition 
and Ambiguity  

What do we make of Germany’s much cited increased  
international responsibility? What is it exactly  

that the rest of us want Germany to do? And what do 
the Germans themselves  want – or are willing – to do?

© the New York times

Global Player under 
Construction?

The Berlin TV Tower circled 
by construction cranes
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12 13Renewing the Union

role in Europe. This was the conclusion of Frank-

Walter Steinmeier’s excellent and admirably 

self-critical  2014 review of German foreign policy, 

and nothing is likely to change it, at least in the 

next few years. Hans-Dietrich Genscher once said 

of German foreign policy “the more European 

it is, the more German it is”. Today one might add, 

“the more European it is, the more global it is”. 

The path to a global Germany leads through a global 

Europe. Of course Germany has its own distinct 

commercial interests, in China and elsewhere. But 

only in the wider European framework does that 

commercial relationship become also a strategic 

and political asset – or liability.

In this context, the familiar observation that 

the sharp distinction between domestic and 

for eign policy has increasingly broken down is more 

true than ever. That is the case, self-evidently, in 

the linked questions of refugees, immigration, 

and re  lations with the Middle East and the world 

of Islam. Germany cannot demonise Islam at home, 

in the manner of some AfD leaders, and imagine 

that has no consequences for its external relations 

with majority Muslim countries, including Turkey. 

Those relations in turn have an impact on minorities 

in Germany. Managing the flow of refugees to 

Germany involves securing the external border of 

the whole Schengen area, diplomacy in the wider 

Middle East and, as Germany’s G20 presidency 

usefully em phasized, development policy in sub-

Saharan Africa.

It is also true in relation to the eurozone, which 

will constitute some 85 percent of the EU economy 

after Brexit. A key dimension of European power has 

always been its “soft power”, accurately defined by 

Joseph Nye as the power to attract. Magnet Europa, 

to recall Konrad Adenauer’s phrase, will only be 

magnetically attractive to its neighbors, and people 

across the world, if the eurozone can be enabled 

to flourish again, in southern Europe as well as 

northern. This is not a matter of economic theory 

or dogma. It is a question of what works. Some more 

pragmatic, results-oriented flexibility from Ger-

 many in relation to the eurozone is therefore a key 

component of building a stronger global Europe.

At the same time, one must hope that Germany 

will avoid what might be called the neo-Carolingian 

temptation. This is the tendency, sometimes de-

tectable in countries immediately to the west of 

Ger many, to argue somewhat along these lines: 

“With Brexit and Trump, the Anglo-Saxons are off 

on their own non-European trajectory, as de Gaulle 

always said they would be; the Poles, Hungarians 

and other East Europeans are falling back into their 

old authoritarian nationalist ways, as we always 

knew they would; therefore we must concentrate on 

building once again the right, tight core Europe of 

Charlemagne”. 

Renewing the Union

Think Global, Act Regional
Germany is neither “new leader of the free world” nor 

“captain  of the European football team”. The country’s global 

role can only unfold through Europe

 I
was asked to write about the international 

role of a “new Germany”. But what does “new” 

mean? Since 1945? Since unification? Since 

Brexit and the election of Donald Trump 

led Chancellor Angela Merkel to observe that the 

times are “somewhat over” in which Germany 

could “fully” rely on others? Or since the German 

elec tion brought the right-wing populist Alterna tive 

für Deutschland (AfD) into the Bundestag, with 

a shockingly  large vote? 

The wise and much missed historian Fritz 

Stern famously wrote about “Five Germanys I Have 

Known”, the Weimar Republic being his first 

Germany and united Germany, his fifth. We are still 

in Stern’s fifth Germany. There has been no histo ri-

cal caesura since 3 October 1990 large enough to 

justify talk ing about a “new” Germany.

To consider the international role of the Federal 

Republic today is therefore to consider a gradual 

process of growing power and responsibility since 

1990, partly as a result of Germany’s own policy 

and  intentions, but also because of external devel op-

ments which Germany did not intend and      could 

only influence to a limited degree. The election of 

Donald Trump, the Brexit vote and Vladimir Putin’s 

aggression in Ukraine are obvious exam p les of such 

developments. But so, less obviously, is the euro-

zone. For the great irony of the history of the 

eurozone is that a project which was deci sively 

advanced by the French and Italian leaders 

in 1989 / 90 in order to bind united Germany more 

closely  into the European Union, and therefore 

preserve the leadership role of others, has in fact 

been one of the main forces pushing Germany 

into its unique leading role in Europe.

In an essay published in the New York Review 

of Books in 2013, I formulated the “new German 

question” thus: “can Europe’s most powerful 

country lead the way in building both a sustainable, 

inter nationally competitive eurozone and a strong, 

internationally credible European Union?” Since 

then, expectations have soared even higher. It is seri-

ously debated in some quarters whether Chancellor 

Merkel is now the “leader of the free world”, a 

sug  gestion made as early as 2015 by the DIE ZEIT 

columnist Jochen Bittner, but more widely discussed 

since the Brexit vote and the election of Trump. I 

even saw an article in the New York Times suggest-

ing she might help to mediate between the USA 

and North Korea. Like the Chancellor herself, I think 

this is greatly overdone.

Germany’s global role will emerge above all 

through Europe, and through Germany’s leading don’t know 2 %, no answer provided 1 %

germany should be more domi-
nant within the eU and pursue its 

interests more strongly

31 %

germany finds the right balance 
between compromise and pursuing 

its interests within the eU

51 %

germany is too dominant within 
the eU and does not make enough 

compromises

15 %

Germany’s role in the EU

Is the EU on the right track? 

36 %
on the right track

not on the right track59 %
don’t know 5 %

TImoThy GarTon ash  
Professor of european Studies, 

University of oxford, oxford
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 N 
othing explains the strategic importance 

of the Western Balkans for the EU 

bet  ter  than a simple look at the map. 

Lo cated at the midpoint between Berlin 

and Istanbul, what happens in the Western Balkans 

inevitably affects the entire European Union. The 

Western Balkans is also the gateway between 

Western Europe and the Middle East, illustrated by 

the recent refugee crisis as well as the worryingly 

high number of Kosovo Albanian fighters in Middle 

Eastern conflicts. Thus, while geography alone 

would justify making this region a priority for EU 

policy, the rest is literally history: Events in the 

Western Balkans twice cast a long shadow across 

Europe in the past century – first at the dawn of 

World War I in 1914 and then during the Yugoslav 

Wars in the 1990s. In both instances, solutions 

failed to resolve the underlying tensions that caused 

these conflicts in the first place.

Their geographic and strategic locations not­

withstanding, the Western Balkans remain outside 

the European Union. Seemingly overwhelmed 

by the ongoing challenges and infected by accession 

fatigue, the European Union has relegated the 

in tegration of the Western Balkans to the back 

bur ner. As the above mentioned interconnections 

have sometimes earned the Western Balkans the 

title of Europe’s black hole, I believe this is one 

of the most short­sighted strategic decisions made 

by the present generation of EU leaders, and it 

has a high potential to backfire.

The region’s increasingly distant European 

pers pective has eased the way for local autocrats to 

Opportunity or Autocracy?  
The EU’s current negligence in matters of EU accession of the West-
ern Balkans risks long-term stability and undermines the potential 
of the region. Germany should advocate a reappraisal of EU policy – 

or the EU will bear the consequences of its own miscalculation

seize power through populist rhetoric, dismantling 

the achievements of nascent liberal democracies. 

What is more, the EU increasingly seems to prefer 

what University of Alberta scholar Srđa Pavlović 

has called “stabilitocracy” over veritable democratic 

reforms. An illustrative example is Serbia’s new 

president, Aleksandar Vučić, who served as informa­

tion minister under Slobodan Milošević in the 1990s.

Vučić, as well as other Balkan strongmen, seems 

to have reached a tacit agreement with various 

Western decision makers: in exchange for appearing 

to maintain stability, he enjoys free rein to suppress 

fundamental rights and freedoms. Under Vučić’s 

“The EU increasingly seems to prefer ‘stabili-

tocracy’ over veritable democratic reforms.”

Vuk JeremiC 
Former Minister of Foreign affairs of the republic  of Serbia; 
President, Center for international  relations and Sustainable 
development,  belgrade
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Stabilizing the neighborhood

It Comes with the Territory
Körber-Stiftung asked for eight arguments in 140 characters on 
why EU enlargement has to continue in the Western Balkans

Carl Bildt @carlbildt

Western balkans countries must reform 

more. Membership is not a free lunch. but 

membership prospect drives reform (4 / 8)

Carl Bildt @carlbildt

Since 2000 a fifth of population has left 

Western balkans, mostly for eU. 

Membership  should lift their economies. 

More will stay (5 / 8)

Carl Bildt @carlbildt

the Western balkans should be part of 

common eU infrastructures of transport 

and energy. that’s in mutual interest 

(6 / 8)

Carl Bildt @carlbildt

We need to think about new steps on 

the road to eU membership. is customs 

union a good interim step? (7 / 8)

Carl Bildt @carlbildt

in 2003 eU promised that all Western 

balkans countries could become mem-

bers. and eU must stand by its word (8 / 8)

Carl Bildt @carlbildt

eU is about war and peace – and 

eU membership  for Western balkans 

is about securing peace (1 / 8)

Carl Bildt @carlbildt

if eU shuts the door to the Western 

balkans,  we will open the door to new 

wave of extreme nationalism (2 / 8)

Carl Bildt @carlbildt

new wars in the Western balkans will 

bring huge refugee waves. eU has 

fun  da mental interest in stability. 

Membership  is the key (3 / 8)

Carl Bildt 
Former Prime Minister and Minister of Foreign affairs 
of the Kingdom of Sweden
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30 %

66 %

do you support enlarging the eu to include the 
Western Balkans?

don’t know 3 %, no answer provided 1 %

Yes 

no



4  Einmischen oder zurückhalten?

Die Körber-Stiftung

Gesellschaftliche Entwicklung fordert kritische Refle

xion. Die Körber-Stiftung stellt sich mit ihren operativen 

Projekten, in ihren Netzwerken und mit Kooperations

partnern aktuellen Herausforderungen in den Hand-

lungsfeldern Demografischer Wandel, Innovation und

Internationale Verständigung. Die drei Themen »Neue 

Lebensarbeitszeit«, »Digitale Mündigkeit« und »Russland 

in Europa« stehen derzeit im Fokus ihrer Arbeit. 

1959 von dem Unternehmer Kurt A. Körber ins Leben 

gerufen, ist die Stiftung heute mit eigenen Projekten 

und Veranstaltungen national und international aktiv. 

Ihrem Heimatsitz Hamburg fühlt sie sich dabei besonders 

verbunden; außerdem unterhält sie einen Standort in 

Berlin.

Internationale Verständigung

Wo Missverständnisse und Sprachlosigkeit regieren, 

wachsen Konflikte, die oftmals in der Vergangenheit 

gründen. Darum setzen wir uns für die Verständigung 

zwischen den Völkern und für ein tieferes Geschichtsver-

ständnis ein. Mit unserer Arbeit wenden wir uns an 

politische Entscheider ebenso wie an Kompetenzträger 

der jungen Generation. Geografisch fokussieren wir 

uns auf Europa, Russland, den Nahen Osten und Asien, 

insbesondere China. Wir identifizieren historische 

Wurzeln aktueller Konflikte, stärken länderübergreifend 

die lokale Geschichtsarbeit und Expertenforen zu 

Austausch und Debatte. In unseren außen- und sicher

heitspolitischen Formaten schaffen wir geschützte 

Räume für eine vertrauensvolle und sachorientierte 

Diskussionskultur. In den öffentlichen Formaten, mit 

Publikationen, mit Wettbewerben und Netzwerken 

wollen wir den Diskurs über die geteilten europäischen 

Werte stärken.

Kontakt 

Körber-Stiftung

Hauptstadtbüro

Pariser Platz 4a

10117 Berlin

Telefon +49 30 · 206 267 - 60

Telefax +49 30 · 206 267 - 67

E-Mail ip@koerber-stiftung.de

www.koerber.stiftung.de

Facebook www.facebook.com/KoerberStiftungInternationalAffairs

Twitter @KoerberIP
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